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SBB trennen sich 
von St. Galler 

Transportpolizist 

Rassismus Die SBB haben sich 
von einem Transportpolizisten 
getrennt, der durch seine Face­
book-Posts negativ in Erschei­
nung getreten war (Ausgabe vom 
29. April). Der Mann war zuvor 
bereits suspendiert worden. Eine 
interne Untersuchung sei zum 
Schluss gekommen, dass die 
rechtsextremen Aktivitäten des 
St. Gallers den ethischen und 
moralischen Ansprüchen an ei­
nen Polizisten nicht gerecht wür­
den, bestätigte ein SBB-Sprecher 
einen Bericht des Onlineportals 
blick.eh von gestern. Die SBB und 
der betroffene Mitarbeiter hätten 
in gegenseitigem Einvernehmen 
beschlossen, das Arbeitsverhält­
nis zu beenden. Bereits während 
der Dauer der Untersuchung war 
der Transportpolizist freigestellt 
worden. 

Aufgedeckt hatte den Fall 
Ende April der «Sonntags-Blick». 
Die SBB hatten den Transport­
polizisten daraufhin befragt und 
eine Untersuchung eingeleitet. 
Laut dem Zeitungsbericht soll er 
seit Jahren mit rassistischen Sprü­
chen und Gewaltfantasien gegen 
Flüchtlinge aufgefallen sein. Die 
SBB hatten bereits bei Bekannt­
werden des Falls klargemacht, 
dass sie «kein menschenverach­
tendes, rassistisches, gewalt­
verherrlichendes oder extremis­
tisches Verhalten» von Mit­
arbeitenden dulden. Der 
SEE-Verhaltenskodex sei Be­
standteil aller Arbeitsverträge. 
Die Angestellten verpflichteten 
sich zu dessen Einhaltung. Die 
SEE-Transportpolizei ist eine 
spezialisierte Sicherheitspolizei. 
Ihre rund 190 Polizistinnen und 
Polizisten arbeiten auf Bahn­
höfen und in öffentlichen Ver­
kehrsmitteln: Ausgebildet wer­
den sie an anerkannten Polizei­
schulen. (sda) 

Schulstandorte 
besser abschätzen 

Postulat Künftig hat die St.Gal­
ler Regierung alle acht Jahre über 
die strategische Investitions­
planung für die Sekundarstufe II 
Bericht zu erstatten. Verlangt 
wird vom Bildungsdepartement 
das Aufzeigen der Schülerzahlen 
an den Berufs-und Kantonsschu­
len, die Auswirkungen der IT-Bil­
dungsoffensive, die Veränderun­
gen bei der Maturitätsquote so­
wie bei neuen Berufsbildern. Der 
Kantonsrat hat am Mittwoch ein 
Postulat dervorberatenden Kom­
mission zur Gesamterneuerung 
des Gewerblichen Berufs- und 
Weiterbildungszentrums St. Gal­
len gutgeheissen, das von den 
Fraktionen CVP/GLP und FDP 
im Wortlaut verschärft und von 
der SP begrüsst worden war. Ein­
zig die SVP wehrte sich gegen den 
Postulatsauftrag, um die Regie­
rung nicht unter Druck zu setzen. 
Mit der strategischen Auslege­
ordnung soll künftig vermieden 
werden, «dass wir über einen 
Campus diskutieren, der nicht in 
einer strategischen Planung auf­
geführt ist», sagte CVP-Kantons­
rat Peter Göldi. Der Rat wolle 
künftig den Nutzen der Schul­
standorte besser abschätzen kön­
nen. Obwohl die Regierung Gut­
heissung beantragt hatte, wehrte 
sich Bildungschef Kölliker gegen 
den Automatismus mit den acht 
Jahren - viele Details aus der 
Schulraumplanung von 2011 
seien noch gültig. (cz) 
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Bund bremst wiss Skills 
Swiss Skills Ostschweizer Bundespolitiker wollen verhindern, dass die Schweizer Berufsmeisterschaften 

zur Konkurrenz für die regionalen Berufsmessen werden. Der Bundesrat teilt die Sorgen zumindest teilweise. 

Adrian Vögele, Bern 
adrian.voegele@tagblatt.ch 

Die Swiss Skills werden zu mäch­
tig: Dies befürchten Ostschwei­
zer Politiker und Gewerbevertre­
ter. Sie sehen die regionalen Be­
rufsmessen in Gefahr - weil die 
Schweizer Berufsmeisterschaf­
ten künftig alle zwei statt vier 
Jahre stattfinden sollen. Nur gros­
se Berufsverbände hätten die 
Ressourcen, um zusätzlich zu den 
regionalen Messen auch noch 
alle zwei Jahre die Swiss Skills zu 
bestreiten, sagte etwa die Thur­
gauer SVP-Nationalrätin und 
Unternehmerin Diana Gutjahr in 
der Frühjahrssession. Und jetzt 
würden die Swiss Skills die Teil­
nehmer auch noch mit Geld an­
locken: Neu sei geplant, dass jede 
Berufsorganisation, die am An­
lass mitmache, 40 000 Franken 
erhalte. Dies aber nur dann, wenn 
sie bereits die Teilnahme an den 
Austragungen 2020 und 2022 zu­
sage. Die Organisationen würden 
also mit Geld an den Zweijahres­
rhythmus gebunden, kritisierte 
Gutjahr - und forderte mit einer 
Interpellation Antworten vom 
Bundesrat. Der politische Streit um die Zukunft der Schweizer Berufsmeisterschaften dauert an. Bild: Anthony Anex/Keystone (Bern, 12. September 2018) 

Jetzt hat die Regierung geant­
wortet-und legt offen: Der Bund 
hat den Expansionskurs der Swiss 
Skills zumindest ein bisschen ge­
bremst. Die Stiftung Swiss Skills 
beantragte Ende des vergange­
nen Jahres, dass jene Berufsver­
bände eine finanzielle Unterstüt­
zung erhalten sollen, die sich für 
die zwei Austragungen 2020 und 
2022 verpflichten. Das Staats­
sekretariat für Bildung, For­
schung und Innovation habe dies 
aber abgelehnt, schreibt der Bun­
desrat. Die Beiträge für 2020 sol­
len unabhängig von späteren 
Austragungen fliessen. Der Bund 
wolle erstens alle Berufsorgani­
sationen gleich behandeln. Zwei­
tens handle es sich um projekt-

bezogene Beiträge, die sich nur 
auf einzelne Austragungen bezie­
hen. Mit anderen Worten: Der 
Bund zementiert den Zweijahres­
rhythmus der Swiss Skills nicht 
mit finanziellen Mitteln. 

Spitzentreffen mit Pannelin 
soll Klärung bringen 

Der Bundesrat wiederholt ein­
mal mehr, es sei Sache von Swiss 
Skills, den Austragungsrhyth­
mus festzulegen. Dennoch sieht 
er Klärungsbedarf. Dies geht aus 
der Antwort auf eine Motion von 
Verena Herzog (SVP/TG) hervor, 
die fordert, die Swiss Skills dürf­
ten nur alle vier Jahre statt-

finden. Der Bundesrat teilt die 
Auffassung, dass sich Swiss Skills 
und regionale Berufsmessen 
nicht konkurrenzieren sollen. 
Ende Juni findet ein Spitzen­
treffen mit Wirtschaftsminister 
Guy Parmelin und Vertretern 
der Berufsbildung statt. Dort 
seien «Zusammenarbeit und 
Aufgabenteilung im Bereich 
Berufsmarketing, Berufsinfor­
mation und Berufswahl» trak­
tandiert. 

Der Bundesrat erwartet auch, 
dass die Stiftung Swiss Skills 
stichhaltige Gründe vorweisen 
kann, wenn sie den Rhythmus be­
schleunigt. «Im Rahmen der Aus-

tragung 2020 sollen die Vor-und 
Nachteile sowie das Kosten-Nut­
zen-Verhältnis im Hinblick auf 
den künftigen Durchführungs­
rhythmus untersucht werden», 
schreibt die Regierung. 

Zehn Millionen Franken für 
die Swiss Skills 2018 

Die Swiss Skills seien nicht das 
Gleiche wie regionale Berufs­
messen, so der Bundesrat: Die 
Swiss Skills sieht er als «emotio­
nalisierendes Medium» für die 
Berufslehre im Allgemeinen, 
während es an den regionalen Be­
rufsmessen um den konkreten 
Berufswahlprozess gehe. Aus 

Sicht von Motionärin Verena Her­
zog trifft dies jedoch nicht zu: So 
würden beispielsweise Gross­
unternehmen die Swiss Skills für 
die Nachwuchswerbung nutzen. 
Herzog erinnert auch daran, dass 
der Bund die letzte Austragung 
der Swiss Skills mit zehn Millio­
nen Franken unterstützt hat. Als 
gewichtiger Geldgeber stehe er 
auch in der Verantwortung, wenn 
es um die Konkurrenz zu den 
regionalen Berufsmessen gehe. 
Dennoch: Der Bundesrat lehnt 
die Motion für die Festlegung des 
Vierjahresrhythmus ab. Das Par­
lament hat den Vorstoss noch 
nicht behandelt. 

Geld bleibt auf hoher Kante I Vorstösse zu Spitälern als I 
Haushalt Der St. Galler Kantonsrat zeigte sich uneinig, wie der 
Überschuss von 192,1 Millionen Franken verwendet werden soll. 

Dem Kanton St. Gallen ging es im 
Jahr 2018 finanziell ziemlich gut. 
Er schloss die Rechnung mit 
einem Überschuss von 192,1 Mil­
lionen Franken ab, deutlich bes­
ser als budgetiert. Fast fünfhun­
dertmal besser sogar-im Budget 
hatte die Regierung noch mit 
einem Überschuss von 400 000 
Franken gerechnet. Der Präsi­
dent der Finanzkommission 
(Fiko), ChristofHartmann (SVP, 
Walenstadt), würdigte diese zah­
len, als er die Rechnung dem Par­
lament zur Genehmigung vor­
legte. Die Kommission sei erfreut 
vom Resultat, von der sinkenden 
Staatsquote und dem Einhalten 
der Vorgaben beim Personal­
budget. Dass der Personalauf­
wand sogar unterschritten wurde 
-um 6 Millionen Franken-, habe 
aber auch Kritik hervorgerufen. 

Mehrere Mitglieder der Fiko 
seien vom Widerspruch zwischen 
einem nicht ausgeschöpften Kre­
dit und den Klagen überfehlende 
Mittel beim Personal verärgert. 
Das Gesamtresultat aber, der 
grosse Rechnungsüberschuss, er­
freute die meisten Kantonsfrak-

tionen. In der Einschätzung zeig­
ten sich aber Unterschiede: So 
bedauerte Yvonne Suter (CVP, 
Rapperswil-Jona) im Namen der 
CVP/GLP-Fraktion, dass der gute 
Abschluss nicht etwa besseren 
Steuereinnahmen zu verdanken 
sei, sondern unerwartet hohen 
Ausschüttungen (Nationalbank 
usw.). 

Investieren 
statt anhäufen 

Die Linke kritisierte, dass das 
Geld einfach angehäuft werde. 
Bettina Surber (SP, St. Gallen) be­
tonte im Namen von SP /Grünen, 
es sei notwendig, dass der Über­
schuss in einen dynamischen 
Kanton investiert werde- «einen 
Kanton, der sich entwickelt, in 
Soziales, in Kulturelles und in 
seine Angestellten investiert.» 

«Wir hätten die Mittel ge­
habt, da stimme ich Ihnen zu», 
antwortete ihr Christian Willi 
(SVP, Altstätten), «jedoch nicht 
für mehr Ausgaben, sondern für 
eine Steuersenkung!» Erich Bau­
mann (FDP, Flawil) sah im 
Namen seiner Fraktion vor allem 

das Positive an den neuen Reser­
ven. - Finanzdirektor Benedikt 
Würth sagte zu den Forderungen 
von links und rechts: «Der Zweck 
eines Staates ist es nicht, Geld 
auszugeben oder Steuern zu sen­
ken, nur weil genug davon da ist. 
Ein Staat muss damit die politisch 
definierten Aufgaben finanzie­
ren. Undzwarnichtineinemein­
zelnen Jahr, sondern über eine 
längere Periode hinweg.» 

Einen Antrag stellten SP /Grü­
ne: Der Überschuss von 192,1 
Millionen solle nicht allein dem 
freien Eigenkapital zugewiesen 
werden, sondern auch dem 
Schuldenabbau dienen können. 
Peter Hartmann (SP, Flawil) 
schlug vor, 60 Millionen davon 
als zusätzliche Abschreibung bei 
den Kantonsimmobilien zu ver­
buchen. In nächster Zeit seien 
vier grosse Immobilienprojekte 
geplant. Der Kantonsrat indessen 
lehnte den Antrag ab und wies 
den gesamten Überschuss dem 
freien Eigenkapital zu. 

SinaBühler 
ostschweiz@tagblatt.ch 

nicht dringlich eingestuft 
Gesundheitswesen Der St.Gal­
ler Kantonsrat hat gestern die 
Dringlichkeit von zwei Interpel­
lationen abgelehnt. In beiden 
Vorstössen werden kritische Fra­
gen zum Vorgehen des Verwal­
tungsrats der Spitäler gestellt. 
Vier Kantonsräte aus dem Tog­
genburg-je einer von CVP, FDP, 
SP und SVP- kritisieren den Ver­
waltungsrat der Spitäler. So habe 
Wattwil für das Spital eine Alter­
native zur Schliessung ausge­
arbeitet. Verwaltungsrat und 
Lenkungsausschuss hätten sich 
ursprünglich bereiterklärt, den 
Vorschlag zu prüfen. 

Doch dann habe der Verwal­
tungsrat auf November die 
Einstellung von Operationen in 
Wattwil bekanntgegeben. Damit 
habe er einen richtungsweisen­
den Entscheid vorgezogen «und 
die erklärte Ergebnisoffenheit 
willentlich in Frage gestellt». Es 
mache den Anschein, «dass ent­
gegen allen Bekräftigungen und 
ohne Rücksicht auf den laufen­
den Prozess das angekündigte 
Grobkonzept umgesetzt wird». 
Die Regierung soll nun erklären, 
auf welchen konkreten Grund­
lagen dieser Entscheid gefällt 
wurde. Weiter wird gefragt, ob in 

Wattwil auch ein anderer Anbie­
ter als der Spitalverbund mit 
einem Leistungsauftrag ausge­
stattet werden könnte. 

Fragen zielen auf 
Verwaltungsrat 

Die Sprecherin und der Sprecher 
der Fraktionen von SP und FDP 
lehnten die Dringlichkeit des 
Vorstosses ab. Für eine Antwort 
brauche es mehr Zeit. Die Fragen 
richteten sich zudem an den Ver­
waltungsrat der Spitalverbunde. 
Auch Gesundheitschefin Heidi 
Hanselmann (SP) wies darauf 
hin, dass die Regierung einen Teil 
der Fragen gar nicht beantworten 
könne. Die Dringlichkeit wurde 
mit 62 gegen 47 Stimmen bei 
zwei Enthaltungen abgelehnt. 

Im zweiten Vorstoss will die 
CVP-GLP-Frak"i:ion wissen, wie 
Kostenüberschreitungen von 22 
Millionen Franken bei der Er­
neuerung und Erweiterung des 
Spitals Grabs zu erklären seien. 
Dieser Vorstoss richte sich eben­
falls an den Verwaltungsrat der 
Spitäler, der für die Massnahmen 
verantwortlich sei, hiess es von 
der SP-Fraktion. Auch hier lehnte 
der Rat die Dringlichkeit mit 59 
zu 51 Stimmen ab. (sda) 


